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W228 2164579-1/10E
IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Harald WOGERBAUER als Einzelrichter in der
Beschwerdesache des XXXX , geboren am XXXX 1998, Staatsangehdrigkeit Afghanistan, vertreten durch die XXXX ,
gegen den Bescheid des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 21.06.2017, ZI. XXXX, zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird gemal? 88 3 Abs. 1, 8 Abs. 1, 10 Abs. 1 Z 3, 57 AsylG 20058 9 BFA-VG, sowie 88 46, 52 Abs. 2 Z 2
und Abs. 9, 55 Abs. 1 bis 3 FPG als unbegrindet abgewiesen.

B)
Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:


file:///
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/9

I. Verfahrensgang

Der Beschwerdeflhrer, ein afghanischer Staatsangehdriger, hat sein Heimatland verlassen, ist illegal in das

Bundesgebiet eingereist und hat am 23.11.2015 gegenstandlichen Antrag auf internationalen Schutz gestellt.

Bei der Erstbefragung durch Organe des 6ffentlichen Sicherheitsdienstes am 23.11.2015 gab der Beschwerdefthrer an,
dass er in seinem ersten Lebensjahr mit seinen Eltern von Afghanistan in den Iran gegangen sei und in weiterer Folge
dort gelebt habe. Den Iran habe er schlieBlich verlassen, weil er dort wegen seiner Herkunft und

Religionszugehdrigkeit diskriminiert worden sei und sich nicht weiterbilden habe kénnen.

Aus dem Gutachten zur Altersfeststellung des Beschwerdefiihrers vom 11.03.2016 ergibt sich als spatestmogliches
Geburtsdatum des Beschwerdefihrers der XXXX .1998.

Der Beschwerdefiihrer wurde am 08.03.2017 beim Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl im Beisein eines
Dolmetschers fur die Sprache Dari niederschriftlich einvernommen. Dabei gab er an, dass er in Mazar-e Sharif geboren
sei. In seinem ersten Lebensjahr habe er gemeinsam mit seiner Familie Afghanistan verlassen und habe fortan im Iran
gelebt. Seine Eltern und seine Geschwister wirden nach wie vor im Iran leben. Er habe keine Angehérigen in
Afghanistan. Der Beschwerdeflhrer habe im Alter von sieben Jahren ein Jahr lang eine Schule im Iran besucht, danach
habe er keine Schule mehr besuchen konnen, da er kein Iraner sei. Er habe anschlieBend als Hilfsarbeiter auf
Baustellen gearbeitet. Zu seinem Fluchtgrund fuhrte der Beschwerdeflhrer aus, dass er aus Erzédhlungen wisse, dass
seine Eltern einst wegen der Taliban entschieden hatten, Afghanistan zu verlassen. Mehr wisse er dartber nicht. Den
Iran habe der Beschwerdefuhrer insbesondere aus Angst vor einer Abschiebung nach Afghanistan verlassen. Befragt,
was er im Falle einer Ruckkehr nach Afghanistan zu beflirchten hatte, gab der Beschwerdeflhrer an, dass es dort keine
Sicherheit gebe und die allgemeine Lage schlecht sei. Er habe niemanden dort und wirde keine Arbeit finden.

In einer mit 28.03.2017 datierten Stellungnahme der damaligen gesetzlichen Vertretung des Beschwerdeflhrers wurde
ausgefuhrt, dass dem Beschwerdefuhrer im Falle der Ruckkehr nach Afghanistan Verfolgung aufgrund seiner
Zugehorigkeit zur sozialen Gruppe der alleinstehenden jungen Afghanen ohne jeglichen Bezug zu ihrem Herkunftsland
drohen wirde. Zudem sei zu berUcksichtigen, dass der Beschwerdefuhrer im Iran sozialisiert worden sei und ihm das
Leben in Afghanistan vollig fremd sei. Afghanen, welche lange Zeit im Iran gelebt und eine iranische Lebensweise
angenommen hatten, seien in Afghanistan besonderer Diskriminierung ausgesetzt. Zudem wdare der
Beschwerdefiihrer einer Verfolgung aufgrund seiner Zugehorigkeit zu den schiitischen Hazara ausgesetzt.

Mit nunmehr angefochtenem Bescheid vom 21.06.2017 wurde der Antrag des Beschwerdefihrers auf internationalen
Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemaR 8 3 Abs. 1 iVm$8 2 Abs. 1 Z 13 AsylG
(Spruchpunkt 1) und beziglich der Zuerkennung des Status des subsididr Schutzberechtigten in Bezug auf den
Herkunftsstaat Afghanistan gemald § 8 Abs. 1iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 (Spruchpunkt I.) abgewiesen. GemaR § 57
AsylG wurde ein Aufenthaltstitel aus berUcksichtigungswirdigen Griinden nicht erteilt und gemafl§ 10 Abs.1 Z 3 AsylG
iVm § 9 BFA-VG wurde gegen den Beschwerdeflihrer eine Rickkehrentscheidung gemaR§ 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen.
GemaR & 52 Abs. 9 FPG wurde festgestellt, dass die Abschiebung des Beschwerdefiihrers gemalR§ 46 FPG nach
Afghanistan zuldssig sei (Spruchpunkt IIl.). Weiters wurde ausgefiihrt, dass die Frist fir die freiwillige Ausreise des
Beschwerdefiihrers gemalR § 55 Abs. 1 bis 3 FPG 14 Tage ab Rechtskraft der Ruckkehrentscheidung betrage
(Spruchpunkt IV.).

In der Bescheidbegriindung traf die belangte Behdrde Feststellungen zur Person des Beschwerdeflhrers, zu seinem
Fluchtgrund, zur Situation im Falle seiner Rickkehr und zur Lage in seinem Herkunftsstaat. Es habe keine glaubhafte
Gefédhrdungslage festgestellt werden kdnnen. Der Beschwerdefiihrer habe keine Verfolgung glaubhaft machen
kdnnen. Dem Beschwerdefihrer kdnne eine Rickkehr nach Afghanistan zugemutet werden.

Gegen verfahrensgegenstandlich angefochtenen Bescheid wurde mit Schreiben der damaligen gesetzlichen Vertretung
des Beschwerdefliihrers vom 10.07.2017 Beschwerde erhoben. Darin wurde das vom Beschwerdeflhrer in seiner
Einvernahme vor dem BFA erstattete Vorbringen sowie das Vorbringen in der Stellungnahme vom 28.03.2017
wiederholt und wurde ausgefiihrt, dass der Beschwerdefihrer zwar ein arbeitsfahiger junger Mann mit etwas
Berufserfahrung als Bauarbeiter sei, er jedoch beinahe sein gesamtes Leben im Iran verbracht habe, Gber keinerlei
Ortskenntnisse und keine familidren oder sonstigen Ankntpfungspunkte in Afghanistan verflige. Es stehe ihm sohin
keine innerstaatliche Fluchtalternative offen.
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Die Beschwerde und der Bezug habende Verwaltungsakt langten am 17.07.2017 beim Bundesverwaltungsgericht ein.

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Schreiben vom 20.07.2017 der damaligen gesetzlichen Vertretung des
Beschwerdefiihrers das Vorlageschreiben des BFA vom 13.07.2017 sowie Landerfeststellungen zu Afghanistan
Ubermittelt. Zudem wurden Ausfihrungen zum Vorbringen der gesetzlichen Vertretung in der Stellungnahme vom
28.03.2017 sowie in der Beschwerde getatigt.

Am 04.08.2017 langte eine mit 28.07.2017 datierte Stellungnahme der damaligen gesetzlichen Vertretung des
Beschwerdefiihrers beim Bundesverwaltungsgericht ein, in welcher auf die AusfUhrungen im Schreiben des
Bundesverwaltungsgerichts vom 20.07.2017 repliziert wurde.

Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Schreiben vom 08.08.2017 dem BFA das Schreiben des
Bundesverwaltungsgerichts vom 20.07.2017 sowie die Stellungnahme der damaligen gesetzlichen Vertretung des
Beschwerdefihrers vom 28.07.2017 Ubermittelt. Zudem wurde die Méglichkeit gewahrt, zu den Vorbringen seitens des
Beschwerdefihrers betreffend Gutachten Dr. Rasuly vom 29.04.2016 und Artikel Stahlmann Stellung zu nehmen.

Vor dem Bundesverwaltungsgericht wurde in der gegenstandlichen Rechtssache am 20.08.2019 eine offentliche
mundliche Verhandlung unter Beisein des Beschwerdefiihrers und seiner Rechtsvertretung, einer Vertreterin der

belangten Behdrde sowie eines Dolmetschers fir die Sprache Farsi durchgefihrt.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen:

1.1. Zur Person des Beschwerdefihrers:

Der Beschwerdeflhrer ist afghanischer Staatsburger, geboren am XXXX .1998. Er wurde in Mazar-e Sharif geboren,
verliel3 im Alter von ca. einem Jahr gemeinsam mit seiner Familie Afghanistan und hat fortan im Iran gelebt. Die Eltern
sowie die Geschwister des Beschwerdeflihrers leben nach wir vor im Iran. Der BeschwerdefUhrer steht in
regelmafiigem Kontakt mit seinen im Iran lebenden Angehdrigen. Der Beschwerdefuhrer hat keine Angehérigen in

Afghanistan.

Der Beschwerdefuhrer hat im Iran ein Jahr lang die Schule besucht. Danach hat er als Hilfsarbeiter auf Baustellen

gearbeitet.

Der Beschwerdefuhrer ist volljahrig. Er ist gesund und arbeitsfahig. Der Beschwerdeflhrer ist Hazara, ist schiitischer

Moslem und spricht Dari und Farsi.

Der Beschwerdefuhrer ist illegal spatestens am 23.11.2015 in das Bundesgebiet eingereist. Es halten sich keine
Familienangehérigen oder Verwandten des Beschwerdefiihrers in Osterreich auf. Der Beschwerdefiihrer ist

strafrechtlich unbescholten.

Der Beschwerdeflihrer hat an dem Projekt "Bildung fur Flichtlinge" des Bildungsinstituts Germanica teilgenommen. Er
hat von 26.02.2018 bis 30.06.2019 das "StartWien - Das Jugendcollege" besucht. Der Beschwerdeflihrer hat regelmafig
die Jugendzone16 besucht, an einem Schachturnier sowie diversen Wanderungen teilgenommen. Aktuell besucht der

Beschwerdefiihrer einen Deutschkurs (Niveau A2) sowie die KursmafRnahme "Start Wien - Integration ab Tag 1".

Der Beschwerdeflihrer war in Afghanistan keiner konkreten individuellen Verfolgung ausgesetzt. Es wird festgestellt,
dass dem Beschwerdeflihrer im Falle der Rickkehr nach Afghanistan keine konkrete individuelle Verfolgungsgefahr
droht.

Es wird festgestellt, dass der Beschwerdeflhrer als Ruckkehrer mit westlicher Orientierung in Afghanistan einer

Verfolgung nicht ausgesetzt ware.

Weiters wird festgestellt, dass dem Beschwerdefihrer wegen seiner Zugehorigkeit zur Religionsgemeinschaft der

Schiiten oder zur Volksgruppe der Hazara keine Verfolgung in Afghanistan droht.

Im Falle einer Verbringung des Beschwerdefuhrers in seinen Herkunftsstaat droht diesem kein reales Risiko einer
Verletzung der Art. 2 oder 3 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr.
210/1958 (in der Folge EMRK).

Die Wohnraum- und Versorgungslage ist in Mazar-e Sharif sehr angespannt. Bei einer Rickkehr nach Afghanistan und
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einer Ansiedelung in der Stadt Mazar-e Sharif kann der Beschwerdefihrer jedoch grundlegende und notwendige
Lebensbedurfnisse, wie Nahrung, Kleidung sowie Unterkunft, befriedigen, ohne in eine ausweglose bzw.
existenzbedrohende Situation zu geraten. Er kann selbst fur sein Auskommen und Fortkommen sorgen.

Es herrscht derzeit im Westen und Norden Afghanistans - darunter die Provinzen Herat und Balkh - eine
Trockenperiode (Durre). Es kommt zwar zu Wasserknappheit und einer unzureichenden Wasser- bzw.
Lebensmittelversorgung im Umland von Mazar-e Sharif und in den landlichen Gebieten der Provinz Herat, daruber,
dass es auch in den Stadten Mazar-e Sharif oder Herat keine ausreichende Wasser- oder Lebensmittelversorgung
gabe, ist den aktuellen Berichten jedoch nichts zu entnehmen, zumal insbesondere die Stadte Herat und Mazar-e
Sharif lediglich der IPC-Kategorie 2 (stressed) zugeordnet sind und die Prognose keine Verschlechterung abzeichnet.
Jedenfalls wird auch Uber entsprechende - teilweise auch international unterstiitzte - staatliche Reaktionen und
HilfsmaRnahmen berichtet.

Jedoch entwickelt sich die Stadt Mazar-e Sharif wirtschaftlich gut. Es entstehen neue Arbeitsplatze, Firmen siedeln sich
an und auch der Dienstleistungsbereich wachst. Im Juni 2017 wurde ein groRes Projekt ins Leben gerufen, welches
darauf abzielt, die Armut und Arbeitslosigkeit in der Provinz Balkh zu reduzieren. Zudem liegen die Léhne flr
Gelegenheitsarbeiten in der Stadt Mazar-e Sharif klar Gber dem Funfjahresdurchschnitt. Die Provinz Balkh zahlt daher
zu den stabilsten Provinzen Afghanistans.

Auch wenn die Verwirklichung grundlegender sozialer und wirtschaftlicher Bedurfnisse, wie etwa der Zugang zu Arbeit,
Nahrung, Wohnraum und Gesundheitsversorgung aufgrund der aktuellen Diirre nur sehr eingeschrankt moéglich ist, so
ist die Versorgung der afghanischen Bevolkerung in der Stadt Mazar-e Sharif dennoch zumindest grundlegend
gesichert.

Es ist dem Beschwerdefiihrer méglich nach anfanglichen Schwierigkeiten nach einer Ansiedlung in der Stadt Mazar-e
Sharif Full zu fassen und dort ein Leben ohne unbillige Harten zu flihren, wie es auch andere Landsleute flihren
kénnen.

Zur Situation im Herkunftsland Afghanistan wird Folgendes festgestellt:
Mazar-e Sharif:

Mazar-e Sharif ist die Hauptstadt der Provinz Balkh. Mazar-e Sharif liegt an der Autobahn zwischen Maimana und Pul-
e-Khumri und ist gleichzeitig ein Wirtschafts- und Verkehrsknotenpunkt in Nordafghanistan. Die Region entwickelt sich
wirtschaftlich gut. Es entstehen neue Arbeitspldtze, Firmen siedeln sich an und auch der Dienstleistungsbereich
wachst.

In Mazar-e Sharif gibt es einen internationalen Flughafen, durch den die Stadt sicher zu erreichen ist.

Die Provinz Balkh ist nach wie vor eine der stabilsten Provinzen Afghanistans, sie zahlt zu den relativ ruhigen Provinzen
in Nordafghanistan. Manchmal kommt es zu ZusammenstéRBen zwischen Aufstdndischen und den afghanischen
Sicherheitskraften.

Im Zeitraum 1.1.2017-30.4.2018 wurden in der Provinz 93 sicherheitsrelevante Vorfélle registriert. Die
Bevolkerungszahl der Provinz wird auf 1.382.155 geschatzt.

Hazara:

Die schiitische Minderheit der Hazara macht etwa 10% der Bevolkerung aus. Die Hazara besiedelten traditionell das
Bergland in Zentralafghanistan, das sich zwischen Kabul im Osten und Herat im Westen erstreckt und unter der
Bezeichnung Hazaradschat (azarajat) bekannt ist. Das Kernland dieser Region umfasst die Provinzen Bamyan, Ghazni,
Daikundi und den Westen der Provinz Wardak. Es kénnen auch einzelne Teile der Provinzen Ghor, Uruzgan, Parwan,
Samangan, Baghlan, Balkh, Badghis, und Sar-e Pul dazugerechnet werden. Wichtige Merkmale der ethnischen Identitat
der Hazara sind einerseits ihr ethnisch-asiatisches Erscheinungsbild, woraus gern Schlussfolgerungen Uber eine turko-
mongolische Abstammung der Hazara gezogen werden; andererseits gehdren ethnische Hazara hauptsachlich dem
schiitischen Islam an (mehrheitlich Zwolfer-Schiiten). Eine Minderheit der Hazara, die vor allem im nordostlichen Teil
des Hazaradschat leben, sind Ismailiten.

Nicht weniger wichtig als Religion und Abstammung ist fir das ethnische Selbstverstandnis der Hazara eine lange
Geschichte von Unterdrickung, Vertreibung und Marginalisierung. Jahrzehntelange Kriege und schwere



Lebensbedingungen haben viele Hazara aus ihrer Heimatregion in die afghanischen Stadte, insbesondere nach Kabul,
getrieben. Dennoch hat sich die Lage der Hazara, die wahrend der Taliban-Herrschaft besonders verfolgt waren,
grundsatzlich verbessert; vornehmlich aufgrund von Bildung und vor allem auf ékonomischem und politischem Gebiet.
Hazara in Kabul gehdren jetzt zu den am besten gebildeten Bevdlkerungsgruppen und haben auch eine Reihe von
Dichtern und Schriftstellern hervorgebracht. Auch wenn es nicht allen Hazara moéglich war diese Mdéglichkeiten zu
nutzen, so haben sie sich dennoch in den Bereichen Bildung, 6ffentliche Verwaltung und Wirtschaft etabliert.

So haben Hazara eine neue afghanische Mittelklasse gegrindet. Im Allgemeinen haben sie, wie andere ethnische
Gruppen auch, gleichwertigen Zugang zum Arbeitsmarkt. Nichtsdestotrotz, sind sie von einer allgemein
wirtschaftlichen Verschlechterung mehr betroffen als andere, da flr sie der Zugang zu Regierungsstellen schwieriger
ist - auBBer ein/e Hazara ist selbst Abteilungsleiter/in. Einer Quelle zufolge existiert in der afghanischen Gesellschaft die
Auffassung, dass andere ethnische Gruppierungen schlecht bezahlte Jobs Hazara geben. Einer weiteren Quelle zufolge,
beschweren sich Mitglieder der Hazara-Ethnie Uber Diskriminierung wahrend des Bewerbungsprozesses, da sie
anhand ihrer Namen leicht erkennbar sind. Die Ausnahme begriinden Positionen bei NGOs und internationalen
Organisationen, wo das Anwerben von neuen Mitarbeitern leistungsabhangig ist. Arbeit fur NGOs war eine
Einnahmequelle flr Hazara - nachdem nun weniger Hilfsgelder ausbezahlt werden, schrauben auch NGOs Jobs und
Bezahlung zurlick, was unverhaltnismaRig die Hazara trifft.

Gesellschaftliche Spannungen bestehen fort und leben lokal in unterschiedlicher Intensitat gelegentlich wieder auf;
soziale Diskriminierung gegen schiitische Hazara basierend auf Klasse, Ethnie oder religidsen Ansichten finden ihre
Fortsetzung in Erpressungen (illegale Steuern), Zwangsrekrutierung, Zwangsarbeit, physischer Misshandlung und
Festnahmen.

Die Hazara sind im nationalen Durchschnitt mit etwa 10% in der Afghan National Army und der Afghan National Police
reprasentiert.

2. Beweiswurdigung:

Hinsichtlich der Herkunft, Volksgruppen- und Religionszugehorigkeit, Sprache, Arbeitsfahigkeit stltzt sich das
Bundesverwaltungsgericht auf die Angaben des Beschwerdefiihrers.

Zum Geburtsdatum des Beschwerdeflhrers ist auszufihren, dass der Beschwerdefiihrer angab, am 06.04.2000
geboren zu sein. Aufgrund des eingeholten Gutachtens vom 11.03.2016 steht jedoch fest, dass der Beschwerdefihrer
spatestens am XXXX .1998 geboren wurde und war daher dieses Datum als sein Geburtsdatum festzustellen.

Soweit die Altersfeststellungen in der Stellungnahme vom 28.03.2017 bestritten wurden, ist festzuhalten, dass nach
standiger Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes einem Gutachten nur entgegengetreten werden kann, sofern ein
eigenes Privatgutachten entgegengestellt wird. Ein solches wurde seitens des Beschwerdefiihrers jedoch nicht
eingeholt. Abgesehen davon ist festzuhalten, dass der Beschwerdefiihrer nunmehr - selbst wenn man von seinem
angegebenen Geburtsdatum 06.04.2000 ausgeht - jedenfalls volljahrig ist.

Der Beschwerdefiihrer brachte glaubhaft vor, im Alter von ca. einem Jahr gemeinsam mit seiner Familie in den Iran
gegangen zu sein und dort sein gesamtes Leben verbracht zu haben, wohingegen er sich nach seiner Ausreise im
Kleinkindalter nicht mehr in seinem Herkunftsstaat Afghanistan aufgehalten hatte, in welchem er auch (ber keine
verwandtschaftlichen Ankntpfungspunkte verflige.

Der Beschwerdefuhrer hat weder eine konkrete Verfolgung, noch eine individuelle Bedrohung durch staatliche Organe
oder Privatpersonen vorgebracht. Angesichts der Tatsache, dass sich der Beschwerdeflihrer seit seinem ersten
Lebensjahr nicht mehr in Afghanistan aufgehalten hat, sich nie politisch betatigte und von keinen Problemen mit den
Behorden seines Herkunftsstaates betroffen gewesen ist, ging die belangte Behorde zutreffend vom Nichtbestehen
eines realen Risikos einer individuellen Verfolgung des Beschwerdefihrers im Falle seiner Ruckkehr aus, zumal auch
der Beschwerdeflihrer selbst zu keinem Zeitpunkt ein konkretes Vorbringen in diese Richtung erstattet hat. Der
Beschwerdefiihrer hat ebenso nicht an der Glaubhaftmachung seines Fluchtvorbringens mitgewirkt, da er zwar den
Besitzstand betreffend Grundstlicke seiner Familie von seinen Eltern erfragt hat, nicht jedoch die Details zur
angeblichen Verfolgung durch die Taliban, die die Eltern zur Flucht veranlasste. Bei einem Verfahren, das seit 2015



andauert, ist eine solche Nachfrage zu den Details des fluchtauslésenden Ereignisses durch den Beschwerdefihrer im
Rahmen seiner Mitwirkung notwendig und zu erwarten, vor allem, da dieser in regelmaf3igem Kontakt zu den Eltern
steht.

Die Feststellung, dass dem Beschwerdefihrer auf Grund seines Aufenthalts im Iran sowie seines Aufenthaltes in
Europa und der darauffolgenden Ruckkehr nach Afghanistan keine konkret gegen ihn gerichtete physische und/oder
psychische Gewalt in Afghanistan droht, ergibt sich aus dem Amtswissen des Bundesverwaltungsgericht zu
Afghanistan, den in das Verfahren eingebrachten Landerfeststellungen und dem diesbeziglichen duf3erst vage
gehaltenen Vorbringen des Beschwerdefiihrers, mit dem er keine hinreichend substantiierte dahingehende Bedrohung
seiner Person im Falle einer Ruckkehr nach Afghanistan aufgezeigt hat.

Auch daruber hinaus vermochte der Beschwerdeflhrer eine individuelle und konkrete Betroffenheit von Verfolgung
aufgrund seiner Eigenschaft als Hazara und Schiite nicht aufzuzeigen:

Die Feststellung, dass der Beschwerdeflihrer wegen seiner Zugehdrigkeit zur Volksgruppe der schiitischen Minderheit
der Hazara keiner Gefahr einer Verfolgung im Herkunftsstaat unterliegt, beruht einerseits darauf, dass der
BeschwerdefUhrer eine solche Bedrohung im Verfahren nicht substantiiert behauptet hat, sowie andererseits auf den
Feststellungen Uber die Situation der Volksgruppe der Hazara im Herkunftsstaat. Dazu ist auch auf das aktuelle Urteil
des EGMR vom 05.07.2016 (EGMR AM/NL, 05.07.2016, 29.094/09) zu verweisen, das insbesondere feststellt, dass auch
die Angehorigkeit zur Minderheit der Hazara nicht dazu fuhrt, dass im Fall einer Rickkehr nach Afghanistan eine
unmenschliche Behandlung drohen wirde (in diesem Sinne auch die Revisionszurlckweisungen des
Verwaltungsgerichtshofs vom 10.08.2017, Ra 2017/20/0041, vom 23.01.2018, Ra 2017/18/0377-6, sowie vom
30.01.2018, Ra 2017/20/0406).

Die Feststellungen zur Situation im Herkunftsstaat ergeben sich aufgrund des Landerinformationsblattes der
Staatendokumentation (Gesamtaktualisierung am 29.06.2018) dem EASO-Bericht "Afghanistan Security Situation -
Update" vom Mai 2018 und der UNHCR-RL vom 30.08.2018.

Die Feststellungen zu den Folgen einer Ansiedlung des Beschwerdeflhrers in der Stadt Mazar-e Sharif, ergeben sich -
unter BerUcksichtigung der von UNHCR aufgestellten Kriterien fir das Bestehen einer internen Schutzalternative fur
Afghanistan - aus den o. a. Landerberichten zu Mazar-e Sharif.

Der Beschwerdeflhrer ist im erwerbsfahigen Alter, volljahrig, gesund und arbeitsfahig. Das Gericht geht daher auf
Grund dieser Umstdande davon aus, dass sich der Beschwerdefiihrer nach anfanglichen Schwierigkeiten, in Mazar-e
Sharif niederlassen und sich dort eine Existenz ohne unbillige Harte aufbauen kdnnte.

Die Feststellungen zu den integrativen Aktivitdten in Osterreich ergeben sich aus den vorgelegten Bestatigungen.
3. Rechtliche Beurteilung:

Gemald § 28 Abs. 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn (Z 1) der der maligebliche Sachverhalt feststeht oder (Z 2) die Feststellung des
mafgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer
erheblichen Kostenersparnis verbunden ist. Letztere Variante traf unter Berlcksichtigung der in stéandiger Judikatur
des Verwaltungsgerichtshofes zu §8 28 VwGVG vertretenen Ansicht Gber den prinzipiellen Vorrang der meritorischen
Entscheidungspflicht der Verwaltungsgerichte auf die gegenstandliche Konstellation zu (vgl. dazu etwa VwGH
28.07.2016, ZI. Ra 2015/01/0123). A

Zu A) Abweisung der Beschwerde:
Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides

Die "Glaubhaftmachung" wohlbegriindeter Furcht gemal3§ 3 AsylG 1991 setzt positiv getroffene Feststellungen von
Seiten der Behoérde und somit die Glaubwurdigkeit des diesen Feststellungen zugrundeliegenden Vorbringens des
Asylwerbers voraus (vgl. VWGH 11.06.1997, ZI. 95/01/0627). Im Asylverfahren stellt das Vorbringen des Asylwerbers die
zentrale Entscheidungsgrundlage dar. Dabei genligen aber nicht bloRe Behauptungen, sondern bedarf es, um eine
Anerkennung als Fliichtling zu erwirken, hierflr einer entsprechenden Glaubhaftmachung durch den Asylwerber (vgl.
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VwWGH 04.11.1992, ZI. 92/01/0560). Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist es Aufgabe
des Asylwerbers, durch ein in sich stimmiges und widerspruchsfreies Vorbringen, allenfalls durch entsprechende
Bescheinigungsmittel, einen asylrelevanten Sachverhalt glaubhaft zu machen (VwGH 25.03.1999, 98/20/0559).

So erscheint es im Sinne der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht unschlussig, wenn den
ersten Angaben, die ein Asylwerber nach seiner Ankunft in Osterreich macht, gegeniiber spateren Steigerungen
erhdhte Bedeutung beigemessen wird (vgl. VwGH 08.07.1993, ZI. 92/01/1000; VwWGH 30.11.1992, ZI.92/01/0832; VWGH
20.05.1992, ZI. 92/01/0407; VWGH 19.09.1990, ZI.90/01/0133). Der Umstand, dass ein Asylwerber bei der Erstbefragung
gravierende Angriffe gegen seine Person unerwdhnt gelassen hat (hier Schldge, Ziehen an den Haaren, BegieRBen mit
kaltem Wasser) spricht gegen seine Glaubwurdigkeit (VWGH 16.09.1992, ZI. 92/01/0181). Die gilt umso mehr fir
Widerspriche (vgl. zur Erstbefragung nach § 19 Abs. 1 AsylG 2005 auch VwGH 02.01.2017, ZI. Ra 2016/18/0323, Rz 8).
Auch unbestrittene Divergenzen zwischen den Angaben eines Asylwerbers bei seiner niederschriftlichen Vernehmung
und dem Inhalt seines schriftlichen Asylantrages sind bei schlissigen Argumenten der Behdrde, gegen die in der
Beschwerde nichts Entscheidendes vorgebracht wird, geeignet, dem Vorbringen des Asylwerbers die Glaubwtirdigkeit
zu versagen (Vgl. VWGH 21.06.1994, ZI.94/20/0140). Eine Falschangabe zu einem fur die Entscheidung nicht
unmittelbar relevanten Thema (vgl. VwGH 30.09.2004, ZI.2001/20/0006, zum Abstreiten eines friheren
Einreiseversuchs) bzw. Widerspriche in nicht maRgeblichen Detailaspekten (vgl. VWGH vom 23.01.1997, ZI. 95/20/0303
zu Widersprichen bei einer mehr als vier Jahre nach der Flucht erfolgten Einvernahme hinsichtlich der
Aufenthaltsdauer des Beschwerdeflihrers in seinem Heimatdorf nach seiner Haftentlassung) kdnnen fur sich allein
nicht ausreichen, um daraus nach Art einer Beweisregel Uber die Beurteilung der persénlichen Glaubwurdigkeit des
Asylwerbers die Tatsachenwidrigkeit aller Angaben Uber die aktuellen Fluchtgriinde abzuleiten (vgl. dazu auch VwGH
26.11.2003, ZI.2001/20/0457). Auch oberflachlich und allgemein gehaltene Angaben, welche jeden konkreten,
(insbesondere zeitlich) nachprifbaren Anhaltspunkt vermeiden, und die trotz mehrfacher Aufforderungen, Details zu
schildern, erfolgen, sind grundsatzlich geeignet, in einer schlissigen Begriindung zur Verneinung der Glaubwurdigkeit
dieser Angaben betreffend eine drohende individuelle Verfolgung herangezogen zu werden (vgl. etwa VwGH
26.06.1996, ZI. 95/20/0205).

Die amtswegigen Ermittlungspflichten im Asylverfahren sind im§ 18 Abs. 1 AsylG 2005 geregelt, der inhaltlich nahezu
wortgleich der Vorgangerbestimmung des 8§ 28 AsylG 1997 entspricht. Der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu§
28 Abs. AsylG 1997 folgend stellt diese Gesetzesstelle eine Konkretisierung der aus§ 37 AVG in Verbindung mit§ 39
Abs. 2 AVG hervorgehende Verpflichtung der Verwaltungsbehérden dar, den fiir die Erledigung der Verwaltungssache
mafgebenden Sachverhalt von Amts wegen vollstandig zu ermitteln und festzustellen, begriindet aber keine Uber den
Rahmen der angeflhrten Vorschriften hinausgehende Ermittlungspflicht (vgl. VwGH 08.04.2003, ZI. 2002/01/0522).
Grundsatzlich obliegt es dem Asylwerber, alles Zweckdienliche, insbesondere seine wahre Bedrohungssituation in dem
seiner Auffassung nach auf ihn zutreffenden Herkunftsstaat, fur die Erlangung der von ihm angestrebten
Rechtsstellung vorzubringen (Vgl. VwGH 31.05.2001, ZI. 2001/20/0041; VwGH 23.07.1999, ZI.98/20/0464). Nur im Fall
hinreichend deutlicher Hinweise im Vorbringen eines Asylwerbers auf einen Sachverhalt, der fur die
Glaubhaftmachung wohlbegriindeter Furcht vor Verfolgung im Sinne der Flichtlingskonvention in Frage kommt, hat
die Behorde gemaR § 28 AsylG 1997 in geeigneter Weise auf eine Konkretisierung der Angaben des Asylwerbers zu
dringen. Aus dieser Gesetzesstelle kann aber keine Verpflichtung der Behdrde abgeleitet werden, Asylgriinde, die der
Asylwerber gar nicht behauptet hat, zu ermitteln (Vgl. VwWGH 14.12.2000, ZI. 2000/20/0494; VwGH 06.10.1999, ZI.
98/01/0311; VwWGH 14.10.1998, Z1.98/01/0222). Die Ermittlungspflicht der Behoérde geht auch nicht soweit, den
Asylwerber zu erfolgversprechenden Argumenten und Vorbringen anzuleiten (vgl. VWGH vom 21.09.2000, ZI.
98/20/0361; VWGH 04.05.2000, ZI.99/20/0599).

Wie beweiswlrdigend dargelegt ergibt sich aus dem Vorbringen des Beschwerdeflhrers, welcher sich seit seinem
ersten Lebensjahr aulerhalb seines Herkunftsstaates aufgehalten hat, keine diesem individuell drohende
Gefahrdungslage im obigen Sinne.

Wie in der Beweiswurdigung dargelegt, bestehen im vorliegenden Fall keine Anhaltspunkte dafur, dass der
Beschwerdefiihrer aufgrund der Tatsache, dass er sich zunachst im Iran und schlieBlich fur knapp vier Jahre in Europa
aufgehalten hat, im Falle einer Ruckkehr nach Afghanistan wegen der von ihm angegebenen "Verwestlichung" seines
Lebensstils psychischer und/oder physischer Gewalt oder anderen erheblichen Eingriffen ausgesetzt ware. Das
diesbezlgliche Vorbringen des Beschwerdefihrers blieb vollig vage.
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Es ist nicht anzunehmen, dass bei einer Ruckkehr des Beschwerdefihrers nach Afghanistan vermutet werden kénnte,
er hatte aufgrund seines Aufenthalts im Ausland, insbesondere in Europa, gegen islamische Grundsatze, Normen und
Werte verstoRen. Anhand dieser Ausfuhrungen kann nicht erkannt werden, dass ihm aufgrund einer "Verwestlichung"

eine konkrete Verfolgungsgefahr in Afghanistan drohen wurde.

Aus den vorhandenen Landerberichten sowie dem notorischen Amtswissen ist nicht ableitbar, dass alleine eine
westliche Geisteshaltung bei Mannern bereits mit mal3geblicher Wahrscheinlichkeit eine Verfolgung asylrelevanter
Intensitat auslésen wurde; die entfernte Moglichkeit einer Verfolgung gentigt dafar nicht (so z.B. VwGH 10.11.2015, Ra
2015/19/0185, mwN).

Dass der in Beschwerdefihrer den Traditionen und Sitten in einem muslimisch gepragten Land aufgrund seines knapp
vierjahrigen Aufenthalts in Osterreich entfremdet wére oder im Falle seiner Rickkehr als "verwestlicht" erkannt werden
wurde, konnte somit nicht plausibel dargetan werden.

Im Ergebnis lasst das individuelle Vorbringen des Beschwerdeflhrers nicht ansatzweise erkennen, welche - als
"westlich" erachteten - Verhaltensweisen er sich angeeignet hatte, die fir ihn im Fall einer Rickkehr nach Afghanistan
mit maf3geblicher Wahrscheinlichkeit zu einer asylrelevanten Verfolgung fuhren wirden und die ein solch wesentlicher
Bestandteil seiner Identitat geworden waren, dass es fiur ihn eine Verfolgung bedeuten wirde, diese zu unterdricken.
Der gegenstandliche Sachverhalt ist daher nicht mit den in der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zum
"selbstbestimmten westlichen Lebensstil" von Frauen behandelten Fallen vergleichbar (vgl. etwa VwWGH vom
28.05.2014, Ra 2014/20/0017 und 0018; 15.12.2015, Ra 2014/18/0118 und 0119; 15.12.2016, Ra 2016/18/0329).

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass im vorliegenden Fall Eingriffe von asylrelevanter Intensitdt wegen des
behaupteten "westlichen Lebensstils" des Beschwerdefiihrers bei einer hypothetischen Rlckkehr in den
Herkunftsstaat nicht mit maf3geblicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten waren.

Dass ein Angehdriger der ethnischen und religiosen Minderheit der Hazara im Falle seiner Rickkehr nach Afghanistan
mit maBgeblicher Wahrscheinlichkeit beflrchten mdisste, alleine wegen seiner Zugehorigkeit zu dieser Gruppe
Verfolgung im Sinne eines ungerechtfertigten Eingriffs von erheblicher Intensitdt ausgesetzt zu sein, kann das
Bundesverwaltungsgericht nicht finden:

Den oben zitierten Landerberichten ist u.a. zwar zu entnehmen, dass Schiiten - speziell jene, die der Volksgruppe der
Hazara angehdren - Diskriminierungen durch die sunnitische Mehrheit ausgesetzt sind und sich Diskriminierungen
von Angehdrigen der Volksgruppe der Hazara in Zwangsrekrutierungen, Zwangsarbeit, Festnahmen, physischem
Missbrauch  oder illegaler Besteuerung &uBern wirden. In einer Gesamtschau des vorliegenden
Landerberichtsmaterials erreicht diese Gefahrdung nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichtes jedoch gegenwartig
nicht ein Ausmal, das die Annahme rechtfertigen wirde, dass in Afghanistan lebende schiitische Hazara wegen ihrer
Zugehorigkeit zu einer ethnischen und religiosen Minderheit mit mal3geblicher Wahrscheinlichkeit eine asylrelevante
Verfolgung zu beflrchten hatten, zumal die Gefdhrdung dieser Minderheit angesichts der in den Landerberichten
dokumentierten allgemeinen Gefahrdungslage in Afghanistan, die in vielen Regionen fiir alle Bevolkerungsgruppen ein
erhebliches Gefahrenpotential mit sich bringt, (derzeit) nicht jenes zusatzliche AusmaR erreicht, welches notwendig
wadre, um eine spezifische Gruppenverfolgung der Hazara anzunehmen. Eine Gruppenverfolgung ist auch nicht daraus
ableitbar, dass Hazara allenfalls Opfer krimineller Aktivitdten werden oder schwierigen Lebensbedingungen ausgesetzt
sind.

Auch der Europaische Gerichtshof fir Menschenrechte geht davon aus, dass die Zugehdrigkeit zur Minderheit der
Hazara - unbeschadet der schlechten Situation fur diese Minderheit - nicht dazu fihrt, dass im Fall einer Rickkehr nach
Afghanistan eine unmenschliche Behandlung drohen wirde (EGMR 05.07.2016, 29.094/09, A.M./Niederlande; vgl.
zuletzt auch VwGH 23.1.2018, Ra 2017/18/0377-6).

Da eine Gruppenverfolgung - in Hinblick auf die Religions- und Volksgruppenzugehdrigkeit - von Hazara und Schiiten in
Afghanistan nicht gegeben ist und der Beschwerdeflihrer diesbeziglich auch keine individuelle Bedrohung dargetan
hat, lasst sich aus diesem Vorbringen eine asylrelevante Verfolgung des Beschwerdeflhrers nicht ableiten.

Beschwerde gegen Spruchpunkt Il. des angefochtenen Bescheides

Wird ein Asylantrag "in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten" abgewiesen, so ist dem
Asylwerber gemaR &8 8 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 der Status des subsididr Schutzberechtigten zuzuerkennen, "wenn eine
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Zuruckweisung, Zuruckschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer
Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten wirde oder fur
ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkurlicher Gewalt im
Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen wirde". Nach § 8 Abs. 2 AsylG 2005 ist
die Entscheidung Uber die Zuerkennung dieses Status mit der abweisenden Entscheidung nach § 3 AsylG 2005 zu
verbinden.

GemalB Art. 2 EMRK wird das Recht jedes Menschen auf das Leben gesetzlich geschiutzt. Abgesehen von der
Vollstreckung eines Todesurteils, das von einem Gericht im Falle eines durch Gesetz mit der Todesstrafe bedrohten
Verbrechens ausgesprochen worden ist, darf eine absichtliche Tétung nicht vorgenommen werden. Letzteres wurde
wiederum durch das Protokoll Nr. 6 beziehungsweise Nr. 13 zur Abschaffung der Todesstrafe hinfallig. Gemal3 Art. 3
EMRK darf niemand der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden.

Gemal § 8 Abs. 3 und 6 AsylG 2005 ist der Antrag auf internationalen Schutz bezlglich dieses Status abzuweisen, wenn
eine innerstaatliche Fluchtalternative (8 11 AsylG 2005) offensteht oder wenn der Herkunftsstaat des Asylwerbers nicht
festgestellt werden kann. Daraus und aus mehreren anderen Vorschriften (8§ 2 Abs. 1Z 13,8 10 Abs. 1 Z 2, § 27 Abs. 2
und 4 AsylG 2005) ergibt sich, dass dann, wenn dem Asylwerber kein subsidiarer Schutz gewahrt wird, sein Antrag auf
interanationalen Schutz auch in dieser Beziehung férmlich abzuweisen ist.

Unter "realer Gefahr" ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegriindete Gefahr moglicher
Konsequenzen fir den Betroffenen ("a sufficiently real risk") im Zielstaat zu verstehen (VwGH 19.02.2004, ZI.
99/20/0573; auch ErldutRV 952 BIgNR 22. GP zu§ 8 AsylG 2005). Die reale Gefahr muss sich auf das gesamte
Staatsgebiet beziehen und die drohende MaRRnahme muss von einer bestimmten Intensitat sein und ein Mindestmald
an Schwere erreichen, um in den Anwendungsbereich des Artikels 3 EMRK zu gelangen (zB VWGH 26.06.1997, ZI.
95/21/0294; 25.01.2001, ZI.2000/20/0438; 30.05.2001, ZI.97/21/0560). Die bloRBe Mdoglichkeit einer dem Art. 3 EMRK
widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, genugt nicht, um seine
Abschiebung in diesen Staat unter dem Gesichtspunkt des § 8 Abs. 1 AsylG 2005 als unzulassig erscheinen zu lassen;
vielmehr mussen konkrete Anhaltspunkte dafur vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr
ausgesetzt sein wirde (vgl. VWGH 27.02.2001, ZI. 98/21/0427; 20.06.2002, ZI.2002/18/0028; siehe dazu vor allem auch
EGMR 20.07.2010, N. gg. Schweden, ZI. 23505/09, Rz 52ff; 13.10.2011, Husseini gg. Schweden, ZI. 10611/09, Rz 81ff).

Im Fall des Beschwerdefiihrers ergeben sich aus den Feststellungen zu seiner persdnlichen Situation vor dem
Hintergrund der spezifischen Landerfeststellungen keine konkreten Anhaltspunkte fir das Vorliegen eines
Hindernisses der Ruckverbringung in seinen Herkunftsstaat Afghanistan.

Trotz der weiterhin als instabil zu bezeichnenden allgemeinen Sicherheitslage scheint eine Riickkehr nach Afghanistan
im Hinblick auf die regional und sogar innerhalb der Provinzen von Distrikt zu Distrikt unterschiedliche Sicherheitslage
nicht grundsatzlich ausgeschlossen. Der Beschwerdefiihrer kann nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichtes, unter
Berucksichtigung der von UNHCR aufgestellten Kriterien fir das Bestehen einer internen Schutzalternative flr
Afghanistan, in zumutbarer Weise auf die Ubersiedlung in andere Landesteile Afghanistans, konkret in die Stadt
Mazar-e Sharif, verwiesen werden:

Was die Sicherheitslage betrifft, wird seitens des erkennenden Gerichts im Hinblick auf die Landerfeststellungen zwar
nicht verkannt, dass die Situation (auch) in der Stadt Mazar-e Sharif nach wie vor angespannt ist. Dennoch ist
festzuhalten, dass die afghanische Regierung die Kontrolle Uber die Hauptstadt Kabul, groRere Transitrouten,
Provinzhauptstadte und fast alle Distriktszentren hat. DarUber hinaus ist Mazar-e Sharif Uber den Luftweg aufgrund
des vorhandenen Flughafens eine sicher erreichbare Stadt.

Aus dem vorliegenden Berichtsmaterial geht hervor, dass Anschldage, insbesondere auf Einrichtungen mit
Symbolcharakter, nicht auszuschlielen sind und in unregelmaRigen Abstanden auch stattfinden. Hierzu ist
auszufihren, dass die weltweit zu verzeichnende Zunahme von Terroranschlagen fur sich alleine betrachtet noch nicht
die Schlussfolgerung zu tragen vermag, dass die Ausweisung in einen von Terroranschlagen betroffenen Staat
automatisch gegen Art. 3 EMRK verstoBen wirde bzw. fir den Betroffenen unzumutbar ware. Die verzeichneten
Anschlage ereignen sich hauptsachlich im Nahebereich staatlicher Einrichtungen und richten sich mehrheitlich gezielt
gegen die Regierung und internationale Organisationen sowie Restaurants, Hotels oder ahnliche Einrichtungen, in
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denen vorwiegend auslandische Personen verkehren. Die genannten Gefdhrdungsquellen sind in reinen
Wohngebieten nicht anzunehmen, weshalb die Sicherheitslage in der Stadt Mazar-e Sharif nach wie vor als
ausreichend sicher zu bewerten ist.

Auch wenn die Verwirklichung grundlegender sozialer und wirtschaftlicher Bedurfnisse, wie etwa der Zugang zu Arbeit,
Nahrung, Wohnraum und Gesundheitsversorgung haufig nur sehr eingeschrankt maéglich ist, so ist die Versorgung der
afghanischen Bevélkerung in diesen Stadten dennoch zumindest grundlegend gesichert.

Laut den Richtlinien des UNHCR mussen die schlechten Lebensbedingungen sowie die prekdre Menschenrechtslage
von intern vertriebenen afghanischen Staatsangehorigen bei der Prafung der Zumutbarkeit einer innerstaatlichen
Fluchtalternative bertcksichtigt werden, wobei angesichts des Zusammenbruchs des traditionellen sozialen Gefuges
der Gesellschaft auf Grund jahrzehntelang wahrender Kriege, massiver Flichtlingsstréme und interner Vertreibung
hierfur jeweils eine Einzelfallprifung notwendig ist (zur Indizwirkung von UNHCR-Richtlinien vgl. u.a. VWGH 10.12.2014,
Ra 2014/18/0103).

Wie festgestellt wurde, ist der Beschwerdeflhrer gesund, arbeitsfahig sowie im erwerbsfahigen Alter. Er hat ein Jahr
lang die Schule besucht und verfiigt Gber Berufserfahrung als Bauarbeiter. Der Beschwerdefuhrer gehért auch keinem
Personenkreis an, von dem anzunehmen ist, dass er sich in Bezug auf die individuelle Versorgungslage qualifiziert
schutzbedurftiger darstellt als die Ubrige Bevolkerung, die ebenfalls fur ihre Existenzsicherung aufkommen kann. Der
Beschwerdefiihrer hat zwar seine Heimatstadt Mazar-e Sharif im ersten Lebensjahr verlassen und verflgt dort tGber
keine sozialen bzw. familidaren AnknUpfungspunkte, er kann sich jedoch innerhalb kurzer Zeit Ortskenntnisse aneignen.
Der Beschwerdeflhrer kann auch Ruckkehrhilfe in Anspruch nehmen. Es ist deshalb auch nicht zu befurchten, dass er
bereits unmittelbar nach seiner Riickkehr und noch bevor er in der Lage ware, selbst fir seinen Unterhalt zu sorgen, in
eine existenzbedrohende bzw. wirtschaftlich ausweglose Lage geraten wirde.

In Zusammenschau ergibt sich, dass fir den Beschwerdefliihrer die Mdglichkeit fir eine den durchschnittlichen
afghanischen Verhaltnissen entsprechende einfache Lebensfliihrung realistisch ist und keine konkreten Anhaltspunkte
dafir bestehen, dass der Beschwerdefiihrer bei einer Rickkehr einem realen Risiko einer unmenschlichen Behandlung
ausgesetzt ware. Unter diesen Gesichtspunkten kann davon ausgegangen werden, dass er auch nach seiner Rickkehr
in seine Heimat in der Lage sein wird, sich seinen Lebensunterhalt zu sichern.

Dem Beschwerdeflhrer ist es daher aufgrund der dargelegten Umstande maoglich, sich im Mazar-e Sharif - etwa auch
durch Hilfs- und Gelegenheitsarbeiten, wobei ihm seine Erfahrung als Bauarbeiter zugute kommt - eine Existenz
aufzubauen und diese zu sichern sowie eine (einfache) Unterkunft zu finden. Daflr, dass der Beschwerdeflihrer in
Ansehung existentieller Grundbedurfnisse (z.B. Nahrung, Unterkunft) einer lebensbedrohenden Situation ausgesetzt
ware, gibt es keine hinreichenden Anhaltspunkte.

Der Beschwerdefuhrer hat auch nicht mit geeigneten Beweisen gewichtige Grinde fur die Annahme eines Risikos
dargelegt, dass gerade ihm im Falle einer RuckfihrungsmalRnahme eine Art. 3 EMRK widersprechende Behandlung
drohen wirde (VWGH 19.0.2017, Ra 2017/19/0095).

Unter Berucksichtigung der Landerberichte und der persdnlichen Situation des Beschwerdeflhrers ist in einer
Gesamtbetrachtung nicht zu erkennen, dass er im Fall seiner Abschiebung nach Afghanistan und einer Ansiedlung in
der Stadt Mazar-e Sharif in eine ausweglose Lebenssituation geraten und real Gefahr laufen wirde, eine Verletzung
seiner durch Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der durch die Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention geschiitzten
Rechte zu erleiden. Es liegen keine exzeptionellen Grinde vor, die einer Ansiedlung in der Stadt Mazar-e Sharif
entgegenstehen wirden. Die Prufung der maf3geblichen Kriterien fUhrt im konkreten Fall zu dem Ergebnis, dass dem
Beschwerdefiihrer eine Ansiedlung in der Stadt Mazar-e Sharif méglich und auch zumutbar ist.

Tatsachlich ist den aktuellen UNHCR Richtlinien vom 30.08.2018 zu entnehmen, dass junge alleinstehende Manner,
ohne besondere Vulnerabilitat, sich auch ohne familidre Unterstitzung in urbanen oder semi-urbanen Gebieten mit
ausreichender Infrastruktur und unter staatlicher Kontrolle niederlassen kdnnen. Eine solche Infrastruktur und
staatliche Kontrolle ist in der Stadt Mazar-e Sharif vorhanden, sodass nach den aktuellen UNHCR-Richtlinien eine
Ansiedlung des Beschwerdefiihrers in der Stadt Mazar-e Sharif méglich und auch zumutbar ist.

Das Gericht verkennt zwar nicht, dass aufgrund einer Trockenperiode (Dtirre) derzeit die Situation in den Provinzen
Herat und Balkh angespannt ist und es zu Wasserknappheit und einer unzureichenden Wasser- bzw.



Lebensmittelversorgung im Umland von Mazar-e Sharif und in den landlichen Gebieten der Provinz Herat kommt.
Jedoch ist den Landerberichten nicht zu entnehmen, dass die Grundversorgung der Bevélkerung (mit Nahrungsmittel
und Trinkwasser) in den Stadten Mazar-e Sharif und Herat generell nicht mehr gewahrleistet oder das
Gesundheitsversorgungssystem zusammengebrochen ware. Weder wird in den in das Verfahren eingefUhrten
Berichten eine bestehende (oder unmittelbar drohende) Hungersnot noch eine (herannahende) humanitare
Katastrophe in den Stadten Mazar-e Sharif und Herat geschildert.

Auch wenn die Verwirklichung grundlegender sozialer und wirtschaftlicher Bedurfnisse, wie etwa der Zugang zu Arbeit,
Nahrung, Wohnraum und Gesundheitsversorgung aufgrund der aktuellen Dirre daher nur sehr eingeschrankt moglich
ist, so ist der Zugang zu Unterkunft, grundlegender Versorgung wie sanitdrer Infrastruktur, Gesundheitsdiensten und
Bildung sowie Erwerbsmaoglichkeiten in der Stadt Mazar-e Sharif grundsatzlich gegeben.

Die Situation aufgrund der Durre in der Stadt Mazar-e Sharif ist daher nicht so gelagert, dass schon alleine die
Rickkehr eines Asylwerbers dorthin eine ernsthafte Bedrohung fiur die durch Art. 3 EMRK geschitzten Rechte
bedeuten wurde.

Die Ruckverbringung des Beschwerdefuhrers nach Afghanistan steht daher nicht im Widerspruch zu§8 8 Abs. 1 AsylG
2005, weshalb dem Beschwerdefiihrer nach den genannten Bestimmungen der Status eines subsididr
Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan nicht zuzuerkennen ist.

Spruchpunkt lll. und IV. des Bescheides - Aufenthaltstitel aus bertcksichtigungswirdigen Grinden gemaR dem 7.
Hauptstiick des AsylG - Rickkehrentscheidung - Zulassigkeit der Abschiebung

Gemal § 10. Abs. 1 Z 3 AsylG ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer Rickkehrentscheidung oder
einer Anordnung zur AuBerlandesbringung gemall dem 8. Hauptstlck des FPG zu verbinden, wenn der Antrag auf
internationalen Schutz sowohl bezuglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung
des Status des subsididr Schutzberechtigten abgewiesen wird und von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemaR § 57
AsylG nicht erteilt wird sowie kein Fall der 88 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG vorliegt.

Gemald dem 7. Hauptstick des AsylG kann an einen Drittstaatangehorigen aus berlcksichtigungswirdigen Grinden
ein "Aufenthaltstitel aus Grinden des Art 8 EMRK" (8§ 55 AsylG), ein "Aufenthaltstitel in besonders
berucksichtigungswuirdigen Griinden" (§8 56 AsylG) oder eine "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" @ 57 AsylG)
erteilt werden.

Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz gemaR § 57 Abs. 1 AsylG

Die Voraussetzungen fur die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal3§ 57 AsylG liegen nicht vor, da der Aufenthalt des
Beschwerdefiihrers weder gemald § 46a FPG geduldet ist noch zur Gewahrleistung der Strafverfolgung von gerichtlich
strafbaren Handlungen oder zur Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprichen im
Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen notwendig ist noch der Beschwerdeflihrer Opfer von Gewalt iSd §
57 Abs. 1 Z 3 FPG wurde. Weder hat der Beschwerdefihrer das Vorliegen eines der Griinde des§ 57 FPG behauptet,
noch kam ein Hinweis auf das Vorliegen eines solchen Sachverhaltes im Ermittlungsverfahren hervor.

Aufenthaltstitel aus Griinden des Art 8 EMRK iVm§ 55 AsylG
Der Beschwerdefiihrer hat keine Familienangehdrigen oder Verwandten in Osterreich.

Es ist zu berlcksichtigen, dass der Beschwerdeflihrer ein geschwachtes Interesse am Aufrechterhalten der privaten
Kontakte in Osterreich hat, da er sich bei allen seinen Integrationsschritten des unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst
sein musste. Somit folgt, dass ihm auch aus diesem Grund keine Aufenthaltsberechtigung nach dieser Bestimmung zu

erteilen war.
Aufenthaltstitel in besonders berticksichtigungswirdigen Griinden gemaR § 56 AsylG

Weder hat der Beschwerdeflihrer behauptet einen Antrag gemaR§ 56 AsylG gestellt zu haben, noch kam ein Hinweis
auf das Vorliegen eines solchen Antrages im Ermittlungsverfahren hervor. Der Beschwerdefihrer verflgt zudem Uber
keinen 5-jahrigen Aufenthalt im Bundesgebiet, sodass ihm auch aus diesem Grund keine Aufenthaltsberechtigung
nach dieser Bestimmung zu erteilen war.

Ruckkehrentscheidung gemald § 52 Abs. 2 Z 2 FPG
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Gemal § 52 Abs. 2 FPG hat das Bundesamt gegen einen Drittstaatsangehorigen unter einem § 10 AsylG 2005) mit
Bescheid eine Riuckkehrentscheidung zu erlassen, wenn dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezuglich
der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten abgewiesen wird und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt
nicht fur begunstigte Drittstaatsangehdrige.

Wird durch eine Rickkehrentscheidung gemaR 8 52 FPG, eine Anordnung zur Aul3erlandesbringung gemal3§ 61 FPG,
eine Ausweisung gemaR § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemal38 67 FPG in das Privat- oder Familienleben des
Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zuldssig, wenn dies zur Erreichung der in Art. 8 Abs. 2
EMRK genannten Ziele dringend geboten ist (8 9 Abs. 1 BFA-VG).

GemdalR 8 9 Abs. 2 BFA-VG sind bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK

insbesondere zu bertcksichtigen:

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war,
2. das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens,
3. die Schutzwirdigkeit des Privatlebens,

4. der Grad der Integration,

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit,

7. VerstoBe gegen die Offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts,

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren,

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

Uber die Zuléssigkeit der Riickkehrentscheidung gemaR § 52 FPG ist jedenfalls begriindet abzusprechen, insbesondere
im Hinblick darauf, ob diese gemal3 Abs. 1 auf Dauer unzuldssig ist. Die Unzulassigkeit einer Riuckkehrentscheidung
gemal’ 8 52 FPGist nur dann von Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf
Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloR vortibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn
die Ruckkehrentscheidung gemal3 8 52 FPG schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsbulrger oder Personen, die Uber ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes
Niederlassungsrecht (§ 45 oder §8 51 ff NAG) verfligen, unzuldssig ware. (8 9 Abs. 3 BFA-VG).

Gemald Art 8 Abs 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung
und seines Briefverkehrs. Gemal Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer 6ffentlichen Behdrde in die Austibung dieses
Rechts nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MalRnahme darstellt, die in einer
demokratischen Gesellschaft fir die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl
des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der

Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.

Das Recht auf Achtung des Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK schiitzt das Zusammenleben der Familie. Der
Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK umfasst nicht nur die Kernfamilie von Eltern und (minderjahrigen) Kindern
und Ehegatten iSd 8 2 Abs. 1 Z 22 AsylG 2005, sondern zB. auch Beziehungen zwischen Geschwistern (EKMR 14.3.1980,
B 8986/80, EUGRZ 1982, 311) und zwischen Eltern und erwachsenen Kindern (etwa EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ
1983, 215).

Im Fall des Beschwerdeflhrers, der ledig ist und keine Kinder hat, sind keine Hinweise fir das Bestehen eines
Familienlebens des Beschwerdefiihrers in Osterreich hervorgekommen. Ein schiitzenswertes Familienleben des
Beschwerdefihrers liegt in Osterreich somit nicht vor.

Weiters ist zu prifen, ob mit einer Ruckkehrentscheidung in das Privatleben des Beschwerdefiihrers eingegriffen wird
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und bejahendenfalls, ob dieser Eingriff eine MaBnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft fir die
nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der
Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum
Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist (Art. 8 Abs. 2 EMRK).

Unter "Privatleben" sind nach der Rechtsprechung des EGMR persénliche, soziale und wirtschaftliche Beziehungen, die
far das Privatleben eines jeden Menschen konstitutiv sind, zu verstehen (vgl. EUGRZ 2006, 554, Sisojeva ua. vs.
Lettland). In diesem Zusammenhang komme dem Grad der sozialen Integration des Betroffenen eine wichtige
Bedeutung zu.

FUr den Aspekt des Privatlebens spielt zunachst die zeitliche Komponente im Aufenthaltsstaat eine zentrale Rolle,
wobei die bisherige Rechtsprechung keine Jahresgrenze festlegt, sondern eine Interessenabwagung im speziellen
Einzelfall vornimmt (vgl. dazu Peter Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Art. 8 EMRK, in 0Jz 2007, 852 ff,
aber auch VwWGH 26.06.2007, 2007/01/0479, wonach ein dreijahriger Aufenthalt "jedenfalls" nicht ausreichte, um
daraus eine rechtlich relevante Bindung zum Aufenthaltsstaat abzuleiten, so im Ergebnis auch VfGH 12.06.2013,
U485/2012). Die Umstande, dass ein Fremder perfekt Deutsch spricht sowie sozial vielfaltig vernetzt und integriert ist,
stellen keine Uber das Ubliche Mal3 hinausgehenden Integrationsmerkmale dar (Hinweis E 26. November 2009,
2008/18/0720). Auch die strafgerichtliche Unbescholtenheit (vgl. 8 66 Abs. 2 Z. 6 FrPolG 2005) vermag die personlichen
Interessen des Fremden nicht entscheidend zu starken (VwGH 25.02.2010, ZI. 2010/18/0029). Vom
Verwaltungsgerichtshof wurde im Ergebnis auch nicht beanstandet, dass in Sprachkenntnissen und einer
Einstellungszusage keine solche maRgebliche Anderung des Sachverhalts gesehen wurde, die eine Neubeurteilung im
Hinblick auf Art. 8 MRK erfordert hatte (vgl. VWGH 19.11.2014, ZI. 2012/22/0056; VWGH 19.11.2014, ZI. 2013/22/0017).

In seiner davor erfolgten Entscheidung Nnyanzi gegen United Kingdom vom 08.04.2008 (Nr. 21878/06) kommt der
EGMR zu dem Ergebnis, dass bei der vorzunehmenden Interessensabwagung zwischen dem Privatleben des
Asylwerbers und dem staatlichen Interesse eine unterschiedliche Behandlung von Asylwerbern, denen der Aufenthalt
blof3 aufgrund ihres Status als Asylwerber zukommt, und Personen mit rechtmaRigem Aufenthalt gerechtfertigt sei, da
der Aufenthalt eines Asylwerbers auch wahrend eines jahrelangen Asylverfahrens nie sicher ist. So spricht der EGMR in
dieser Entscheidung ausdricklich davon, dass ein Asylweber nicht das garantierte Recht hat, in ein Land einzureisen
und sich dort niederzulassen. Eine Abschiebung ist daher immer dann gerechtfertigt, wenn diese im Einklang mit dem
Gesetz steht und auf einem in Art 8 Abs. 2 EMRK angefiihrten Grund beruht. Insbesondere ist nach Ansicht des EGMR
das offentliche Interesse jedes Staates an einer effektiven Einwanderungskontrolle jedenfalls hdher als das Privatleben
eines Asylwerbers; auch dann, wenn der Asylwerber im Aufnahmestaat ein Studium betreibt, sozial integriert ist und
schon 10 Jahre im Aufnahmestaat lebte.

Der Beschwerdefihrer halt sich seit 23.11.2015 im Bundesgebiet auf und ist illegal in das Bundesgebiet eingereist. Er
hat seinen Aufenthalt auf einen letztlich erfolglosen Asylantrag gestutzt.

Zur Integration des Beschwerdefiihrers in Osterreich ist wie folgt auszufiihren: Der Beschwerdefiihrer hat an dem
Projekt "Bildung fur Flichtlinge" des Bildungsinstituts Germanica teilgenommen. Er hat von 26.02.2018 bis 30.06.2019
das "StartWien - Das Jugendcollege" besucht. Der Beschwerdefiihrer hat regelmaRig die Jugendzone16 besucht, an
einem Schachturnier sowie diversen Wanderungen teilgenommen. Aktuell besucht der Beschwerdefiihrer einen
Deutschkurs (Niveau A2) sowie die Kursmafinahme "Start Wien - Integration ab Tag 1".

Abgesehen davon konnte er keine Integrationsschritte vorweisen. Es ist darauf hinzuweisen, dass der Aufenthalt des
Beschwerdefiihrers bloR aufgrund der vorlaufigen Aufenthaltsberechtigung als Asylwerber rechtmal3ig war. Dies
musste dem Beschwerdefiihrer bewusst gewesen sein, weswegen eingegangene Bindungen im Bundesgebiet nicht
schwer wiegen konnen. Auch die Dauer des Aufenthaltes des Beschwerdefiihrers im Bundesgebiet seit November 2015
ist nicht als derart lang zu

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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